
	 	 	 	 	 UWA-Satzung	
	
§	1	 	 Name	und	Sitz	
	

1. Der	Ortsverband	führt	den	Namen	„Unabhängige	Wählergemeinschaft	
Alsfeld“	mit	der	Abkürzung	„UWA“.	

	
2. Der	Sitz	der	UWA	ist	in	Alsfeld.	

	
	
§	2	 	 Zweck	der	UWA	
	

1. Die	UWA	hat	den	Zweck,	bei	der	politischen	Willensbildung	in	der	
Großgemeinde	Alsfeld	auf	allen	Ebenen	mitzuwirken	und	als	Mitglied	der	
FWG	VBK	die	Interessen	der	Einwohner	der	Großgemeinde	Alsfelds	auf	Kreis-	
und	Landesebene	mit	zu	vertreten.	

Sämtliche	Einkünfte	der	UWA	sind	zur	Erfüllung	dieser	Zwecke	zu	verwenden.	
Die	Ansammlung	von	Vermögen	für	andere	Zwecke	ist	nicht	gestattet.	
	

2. Der	Einsatz	und	die	Arbeit	durch	die	UWA	hat	dem	langfristigen	Wohl	der	
Großgemeinde	Alsfeld	und	ihrer	Bewohner	zu	dienen.	

	
3. Die	Vertreter	der	UWA	müssen	politisch	unabhängig	und	ungebunden	sein.	

Sie	haben	sich	ehrlich,	selbstlos	und	aufgeschlossen	für	die	Belange	aller	
Einwohner	der	Großgemeinde	Alsfelds	einzusetzen.	

	
4. Die	UWA	bekennt	sich	zum	Grundgesetz	der	Bundesrepublik	Deutschland	und	

Verfassung	des	Landes	Hessen.	Sie	lehnt	jede	Form	des	Radikalismus	ab.	
	

5. Die	UWA	nimmt	an	den	Gemeindewahlen	teil.	Falls	Ortsvereine	/	
Ortsverbände	bestehen,	nimmt	sie	an	den	Ortsbeiratswahlen	als	UWA	oder	
FWG	teil.	

	
	
§	3	 	 Mitgliedschaft	
	

1. Mitglied	kann	jede	Person	sein,	die	sich	zu	der	vorliegenden	Satzung	bekennt.	
	

2. Die	Mitgliederversammlung	kann,	auf	Vorschlag	des	Vorstandes,	UWA-
Mitglieder	zu	Ehrenmitgliedern	ernennen,	wenn	diese	der	UWA	
hervorragende	Dienste	geleistet	haben.	

	



3. Es	können	nur	Personen	Mitglied	werden,	die	keiner	politischen	Partei	
angehören.	

	
4. Die	Mitgliedschaft	wird	durch	Annahme	einer	schriftlichen	Beitrittserklärung	

seitens	des	Vorstandes	erworben.	
	
	
§	4	 	 Beiträge	
	

1. Mitgliedsbeiträge	können	auf	Vorschlag	des	Vorstandes	von	der	
Mitgliederversammlung	festgelegt	werden.	

	
2. Im	Falle	besonderer	finanzieller	Aufwendungen	zu	Lasten	der	UWA	–	etwa	aus	

Anlass	der	Notwendigkeit	der	Finanzierung	von	Wahlkämpfen	und	ähnlichen	
Maßnahmen	–	kann	die	Mitgliederversammlung,	auf	Vorschlag	des	
Vorstandes,	Spendenempfehlungen	aussprechen.	

	
3. Spenden	können	auf	das	Ortsverbands-Konto	der	UWA	entrichtet	werden.	

	
4. Ehrenmitgliedern	gegenüber	ist	keine	Spendenempfehlung	auszusprechen.	

Für	den	Fall,	dass	Mitgliedsbeiträge	festgelegt	wurden,	sind	Ehrenmitglieder	
beitragsfrei.	

	
	

5. Ende	der	Mitgliedschaft	
	

1. Die	Mitgliedschaft	erlischt:	
	
	 a)	durch	Tod	
	 b)	durch	Austritt	
	 c)	durch	Ausschluss	
	

2. Der	Austritt	muss	schriftlich	dem	Vorstand	gegenüber	erklärt	werden.	
	

3. Aus	der	UWA	wird	auf	Beschluss	des	Vorstandes	ausgeschlossen:	
	
	 a)	wer	gegen	die	Satzung,	die	Beschlüsse	des	Ortsverbandes	und	/	oder	gegen	
	 				seine	Ziele	gröblich	verstoßen	hat,	
	 b)	wer	sich	unwürdig	verhalten	oder	ehrlos	gehandelt	hat.	
	

4. Im	Falle	des	Ausschlusses	ist	der	entsprechende	Vorstandsbeschluss	dem	
Mitglied	schriftlich	mitzuteilen.		



Gegen	diesen	Beschluss	kann	das	Mitglied	innerhalb	einer	Frist	von	zwei	Wochen	ab	
Zugang	die	Entscheidung	der	Mitgliederversammlung	beantragen.	Ein	solcher	
Antrag	bedarf	der	Schriftform	und	ist	an	den	Vorstand	zu	richten.	Über	diesen	ist	
dann	in	einer	Mitgliederversammlung,	spätestens	6	Wochen	nach	Zugang	eines	
solchen	Antrages,	zu	entscheiden.	
Die	Entscheidung	der	Mitgliederentscheidung	ist	endgültig.	
Ab	dem	Zeitpunkt,	an	dem	das	Mitglied	über	einen	Ausschließungsbeschluss	des	
Vorstandes	unterrichtet	ist,	ruht	die	Mitgliedschaft.	
	

5. Im	Fall	von	Austritt	oder	Ausschluss	ist	das	Mitglied	verpflichtet,	alles	UWA-
Eigentum	(z.B.:	Archivunterlagen)	an	den	Vorstand	zurückzugeben.		

Im	Todesfall	ist	der	Vorstand	der	UWA	berechtigt,	das	UWA-Eigentum	von	den	
Angehörigen	/	Hinterbliebenen	des	Verstorbenen	zurück	zu	fordern.	
	
	
§	6	 	 Organe	
	
Die	Organe	der	UWA	sind:	
	

1. die	Mitgliederversammlung	
2. der	Vorstand	
3. die	Fraktion	der	UWA	in	der	Stadtverordnetenversammlung	
4. Ausschüsse,	die	der	Vorstand	zur	Erledigung	besonderer	Aufgaben	einsetzen	

kann.	
	
	
§	7	 	 Mitgliederversammlung	
	

1. Die	Mitgliederversammlung	ist	das	oberste	Organ	der	UWA.	Sie	tritt	
mindestens	einmal	jährlich	zu	einer	ordentlichen	Mitgliederversammlung,	der	
Jahreshauptversammlung,	zusammen.	Darüber	hinaus	können	
außerordentliche	Mitgliederversammlungen	einberufen	werden,	wenn	1/3	
aller	Mitglieder	dies	verlangen,	der	Vorstand	dazu	verpflichtet	ist	oder	dies	
aus	besonderem	Anlass	für	geboten	hält.	

	
2. Der	Mitgliederversammlung	obliegen:	

	
	 a)	die	Wahl	des	Vorstandes	und	die	Wahl	der	Kassenprüfer	
	 b)	die	Entgegennahme	der	Fraktions-,	Geschäfts-	und	Kassenberichte	
		 c)	die	Beschlussfassung	über	die	Entlastung	des	Vorstandes	und	des	oder	der	
																Kassenprüfer	
	 d)	Festsetzung	von	Mitgliedsbeiträgen	und	Spendenempfehlungen	



	 e)	Satzungsänderungen	
	 f)	Ausschluss	von	Mitgliedern,	soweit	hierfür	Anträge	vorliegen	
	 g)	Beschlussfassung	über	jegliche	Anträge	des	Vorstandes.	
	

3. Die	politische	Willensbildung	ist	Sache	der	Mitgliederversammlung.	Hierzu	
zählt	insbesondere	die	Aufstellung	des	Wahlprogramms	und	der	
Kandidatenliste.	

	
4. Die	Mitgliederversammlung	ist	beschlussfähig,	wenn	mindestens	50%	der	

stimmberechtigten	Mitglieder	anwesend	sind.	
Ist	die	Mitgliederversammlung	nicht	beschlussfähig,	so	kann	eine	neue	
Versammlung	mit	gleicher	Tagesordnung	einberufen	werden,	die	dann	in	jedem	Fall,	
ohne	Rücksicht	auf	die	Anzahl	der	anwesenden	Mitglieder	beschlussfähig	ist.	Auf	
diesen	Sachverhalt	ist	in	der	Einladung	zur	Mitgliederversammlung	ausdrücklich	
hinzuweisen.	
	

5. Die	Mitgliederversammlung	wird	vom	1.	Vorsitzenden	oder	in	seiner	
Stellvertretung	vom	2.	Vorsitzenden	einberufen	und	geleitet.	

Die	Einladung	erfolgt	mindestens	zwei	Wochen	zuvor,	unter	Angabe	des	
Tagesordnung,	durch	einfachen	Brief	oder	Veröffentlichung	in	dem	Mitteilungsblatt,	
in	welchem	auch	die	Veröffentlichungen	des	Magistrates	der	Stadt	erfolgen.	
	

6. Über	die	Beschlüsse	der	Mitgliederversammlung	ist	eine	Niederschrift	
anzufertigen,	die	vom	1.	Vorsitzenden	oder	vom	2.	Vorsitzenden	und	dem	
Schriftführer	zu	unterzeichnen	ist.	

	
7. Anträge	für	die	Mitgliederversammlung	werden	von	der	

Mitgliederversammlung	nur	dann	behandelt,	wenn	sie	mindestens	eine	
Woche	vor	dem	Tag	dieser	Versammlung	schriftlich	und	unterschrieben	beim	
Vorstand	eingegangen	sind.	

	
8. Anträge	zu	den	Tagesordnungspunkten	der	Mitgliederversammlung	(außer	

Satzungsangelegenheiten)	können	auch	während	der	Mitgliederversammlung	
gestellt	werden.	

	
	
§	8	 	 Der	Vorstand	
	

1. Der	Vorstand	vertritt	die	UWA	nach	außen.	Er	führt	die	Geschäfte	der	UWA	
ehrenamtlich.	Der	Vorstand	kann	sich	eine	Geschäftsordnung	geben.	Er	
bereitet	die	Mitgliederversammlung	vor	und	setzt	die	Tagesordnung	fest.	

2. Darüber	hinaus	ist	der	Vorstand	der	UWA	zuständig	für:	



	
	 a)	die	Ausführung	interner	Angelegenheiten	(z.B.:	Wahlvorbereitungs-	 			
	 					maßnahmen)	
	 b)	die	Ausführung	der	Beschlüsse	der	Mitgliederversammlung	
	 c)	die	Beratung	der	Fraktion	bei	der	politischen	Willensbildung	
	

3. Der	Vorstand	besteht	aus:	
	
	 a)	der	/	dem	1.	Vorsitzenden	
	 b)	der	/	dem	2.	Vorsitzenden,	die	/	der	gleichzeitig	Vertreter(in)	der	/	des	
																1.	Vorsitzenden	ist	
	 c)	der	/	dem	Fraktionsvorsitzenden	
	 d)	dem	/	der	stellvertretenden	Fraktionsvorsitzenden	
	 e)	dem	/	der	Schatzmeister(in)	
	 f)	dem	/	der	stellvertretenden	Schatzmeister(in)	
	 g)	dem	/	der	Schriftführer(in)	
	 h)	bis	zu	zwei	Beisitzern	
	

4. Außer	dem	1.	Vorsitzenden	können	alle	anderen	Vorstandsmitglieder	auch	
den	Fraktionsvorsitz	wahrnehmen.	

	
5. Der	Vorstand	im	Sinne	des	§	26	BGB	sind	der	/	die	1.	Vorsitzende	und	der	/	die	

Fraktionsvorsitzende.	
											Diese	vertreten	die	UWA	gerichtlich	und	außergerichtlich.	
	

6. Beschlüsse	des	Vorstandes	werden	mit	einfacher	Mehrheit	gefasst.	Der	
Vorstand	ist	beschlussfähig,	wenn	mindestens	5	Mitglieder	anwesend	sind.	
Bei	Eilbedürftigkeit	können	Beschlüsse	auch	im	sogenannten	Umlaufverfahren	
gefasst	werden.	Bei	Stimmgleichheit	ist	die	Stimme	des	1.	Vorsitzenden	
ausschlaggebend.	

	
7. Die	Abberufung	von	Vorstandsmitgliedern	bedarf	der	Mehrheit	von	2/3	der	

anwesenden,	stimmberechtigten	Mitglieder	bei	einer	
Mitgliederversammlung.	Tritt	dieser	Fall	ein,	ist	noch	auf	der	
Mitgliederversammlung	ein	entsprechender	Nachfolger	zu	wählen.	

	
8. Scheidet	darüber	hinaus	ein	Vorstandsmitglied	aus,	so	hat	spätestens	6	

Wochen	danach	eine	Nachwahl	in	einer	Mitgliederversammlung	
stattzufinden.	

	
	
	



§	9	 	 Die	Fraktion	der	UWA	in	der	Stadtverordnetenversammlung	
	
					1.	Die	Fraktion	der	UWA	setzt	sich	zusammen	aus	den	für	die	UWA	in	die	
									Stadtverordnetenversammlung	gewählten	Abgeordneten.	
	
					2.	Diese	Stadtverordneten	sind	in	ihrer	Entscheidung	grundsätzlich	frei	und	der	
										„Hessischen	Gemeindeordnung“	(HGO)	sowie	dieser	Satzung	gegenüber	
										verpflichtet.	
	
					3.	Die	Fraktion	der	UWA	konstituiert	sich	bald	möglichst	nach	der	Kommunalwahl	
									und	wählt	dabei	mit	einfacher	Mehrheit,	die	ihr	zustehenden	Mitglieder	für	die	
									kommunalen	Ausschüsse,	den	Magistrat	und	die	sonstigen	Gremien.	
	
					4.	Außer	in	der	Sommerpause	finden	in	der	Regel	wöchentliche	Fraktionssitzun-	
									gen	der	UWA	statt.	Magistratsmitglieder	und	die	Stadtverordneten	(UWA)	
									dürfen	diesen	Sitzungen	aus	wichtigen	persönlichen	Gründen	fernbleiben.	Alle	
									anderen	UWA-Mitglieder	können	freiwillig	daran	teilnehmen.	Die	Fraktions-	
									sitzungen	sind	in	der	Regel	öffentlich.	Änderungen	davon	kann	die	Fraktion	der	
									UWA	im	Einzelfall	beschließen.	
	
				
§	10		 	 Wahlen	und	Abstimmungen	
	
					1.	Nur	UWA-Mitglieder	sind	stimmberechtigt.	
	
					2.	Die	Wahlen	sind	–	vorbehaltlich	der	Regelung	in	§	10	dieser	Satzung	–	in	der	
									Regel	geheim.	Es	kann	offen	gewählt	werden,	wenn	kein	Mitglied	widerspricht.	
									Die	Wahlen	werden	durch	die	einfache	Mehrheit	der	gültigen	Stimmen	ent-	
									schieden.	Kommt	im	ersten	Wahlgang	Stimmengleichheit	zustande,	so	hat	ein		
									zweiter	Wahlgang	stattzufinden.	Bringt	auch	dieser	keine	Entscheidung	
									zwischen	zwei	Bewerbern,	so	entscheidet	das	Los.	
	
					3.	Die	Wahlen	des	/	der	1.	Vorsitzeden,	dem	/	der	Schatzmeister(in)	und	dem	/	
									der	Schriftführerin	finden	grundsätzlich	in	geraden	Jahren	für	den	Zeitraum	
									von	zwei	Jahren	statt.	Alle	anderen,	von	der	Mitgliederversammlung	zu		
									wählenden	Vorstandsmitglieder,	sind	in	den	ungeraden	Jahren	für	zwei	Jahre		
									zu	wählen.	
	
					4.	Bei	der	ersten	Wahl	sind	für	die	Kassenprüfung	zwei	Kassenprüfer	zu	wählen.	
									Davon	einer	für	ein	Jahr	und	einer	für	zwei	Jahre.	Danach	ist	in	jedem	neuen	
									Jahr	jeweils	ein	neuer	Kassenprüfer	zu	wählen.	Kassenprüfer	dürfen	maximal		
									zwei	Jahre	hintereinander	mit	der	Kassenprüfung	beauftragt	werden.	



					5.	Bei	Abstimmungen	entscheidet	die	einfache	Mehrheit	der	anwesenden	Stimm-	
									berechtigten,	soweit	dies	nicht	durch	Gesetz	oder	Satzung	anders	bestimmt	ist.	
									Abgestimmt	wird	öffentlich	durch	Handerhebung.	Auf	Antrag	eines	anwesen-	
									den	Mitgliedes	erfolgt	eine	geheime	Abstimmung	durch	Stimmzettel.	
	
	
§	11	 	 Aufstellung	von	Wahlvorschlägen	bei	Kommunalwahlen	
	
					Soweit	der	Ortsverband	sich	an	Kommunalwahlen	beteiligt,	sind	die	gesetzlichen	
					Bestimmungen,	vor	allem	diejenigen	für	die	Aufstellung	von	Wahlvorschlägen	
					zu	beachten.	
	
	
§	12	 	 Geschäftsjahr	
	
					1.	Das	Geschäftsjahr	ist	das	Kalenderjahr.	Das	erste	Geschäftsjahr	endet	am	
									31.	Dezember	des	Jahres	der	Verabschiedung	der	Satzung.	
	
					2.	Gerichtsstand	ist	das	für	den	Sitz	der	UWA	zuständige	Amtsgericht.	
	
	
§	13	 	 Satzungsänderungen	
	
					1.	Beschlüsse	der	Mitgliederversammlung,	die	eine	Satzungsänderung	ent-	
									halten,	müssen	mit	2/3	–	Mehrheit	der	in	der	Mitgliederversammlung	an-	
									wesenden	Stimmberechtigten	gefasst	werden.	
	
					2.	Anträge	auf	Satzungsänderungen	werden	in	der	Mitgliederversammlung	
									nur	dann	behandelt,	wenn	sie	mindestens	eine	Woche	vor	dem	Tag	der	
									Mitgliederversammlung	schriftlich	beim	Vorstand	eingegangen	sind.	
	
	
§	14	 	 Auflösung	
	
					1.	Die	Mitgliederversammlung,	die	über	die	Auflösung	entscheiden	soll,	ist	nur	
									dann	beschlussfähig,	wenn	sie	mit	einer	Frist	von	6	Wochen	zu	diesem	Zweck	
									einberufen	wurde	und	wenn	mindestens	2/3	der	satzungsmäßigen	Stimm-	
									berechtigten	anwesend	sind.	Ist	die	Versammlung	nicht	beschlussfähig,	so	ist	
									innerhalb	von	zwei	Wochen	eine	zweite	Mitgliederversammlung	abzuhalten,	
									die	dann	über	die	Auflösung	ohne	Rücksicht	auf	die	Zahl	der	erschienenen	
									Stimmberechtigten	beschließt.	
	



					2.	Der	Beschluss	über	die	Auflösung	bedarf	einer	Mehrheit	von	2/3	der	in	dieser	
									Mitgliederversammlung	erschienenen	Stimmberechtigten.	
	
					3.	Bei	der	Auflösung	der	UWA	beschließt	die	Mitgliederversammlung	auch	über	
									die	Art	der	Liquidation	und	die	Verwertung	des	verbleibenden	Vermögens.	
									Beschlüsse	über	die	künftige	Verwertung	des	Vermögens	dürfen	erst	nach	
									Zustimmung	des	Finanzamtes	ausgeführt	werden.	
	
	
§	15	 	 Rechtsgültigkeit	
	
					Sollten	einzelne	Bestimmungen	dieser	Satzung	rechtsungültig	sein	oder	werden,	
					sind	sich	die	Mitglieder	darüber	einig,	dass	davon	die	Gültigkeit	der	anderen	Be-	
					stimmungen	nicht	berührt	wird.	Sie	sind	damit	einverstanden,	dass	die	ungültigen	
					Bestimmungen	ersetzt	werden.	
	
	
§	16	 	 Schlussbestimmungen	/	Inkrafttreten	
	
					1.	Soweit	Einzelheiten	in	der	Satzung	nicht	eingehend	geregelt	sind,	gelten	die	
									Bestimmungen	des	BGB	§§	21	–	79	einschließlich.	
	
					2.	Genehmigt	durch	den	Beschluss	der	Mitgliederversammlung	vom		
	
					3.	Diese	Satzung	tritt	mit	der	Beschlussfassung	durch	die	Mitgliederversammlung	
									am																										in	Kraft.	
	
	
	
	


